Stadt Schonebeck (Elbe)

Hinweis zur Beantragung einer Auskunftssperre bzw. zum Widerspruchsrecht

Sehr geehrte Birgerin, sehr geehrter Blrger,

zu dem von lhnen beabsichtigten Antrag auf Einrichtung einer Auskunftssperrebzw. zum Widerspruchsrecht sind folgende
Hinweise erforderlich:

Nach dem Bundesmeldegesetz (BMG) kénnen private Dritte (natirliche Personen / juristische Personen des Privatrechts)
Auskunfte aus dem Melderegister der Stadt Schonebeck (Elbe) erhalten. Neben der herkémmlichen schriftlichen
Melderegisterauskunft (8§ 44 BMG) raumt der Gesetzgeber nunmehr auch die automatische Melderegisterauskunft iber das
Internet ein (8§ 49 BMG). Diese Auskunft darf sich nur auf die Bekanntgabe von

1. Vor- und Familiennamen,
2. Doktorgrad und
3. Anschriften

erstrecken. — einfache Melderegisterauskunft

Gemal § 50 Abs. 1 bis 3, 42 Abs. 3 und 36 Abs. 2 BMG kdnnen Widerspruche auch gegen die Weitergabe der Personendaten an
Mandatstrager, Presse oder Rundfunk aus Anlass von Alters- und Ehejubilden und gegen die Weitergabe von Personendaten an
Adressbuchverlage eingelegt werden. Gleiches gilt fiir die Weitergabe der Personendaten an Parteien, Wahlergruppen und
anderen Tragern von Wahlvorschlagen im Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen auf staatlicher und und kommunaler
Ebene, Datenweitergabe an das Bundesamt fiir Personalmanagement der Bundeswehr sowie die Weitergabe von Daten von
Familienangehdérigen an o6ffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften.

Diese Widerspruche sind an keine Begriindung gebunden.
Entsprechende Antrége sind unter Birgerservice im Formularservice unter http://www.schoenebeck.de
zu finden.

Erweiterte Melderegisterauskunft

Wird ein Auskunftsersuchen im Einzelfall besonders begriindet und gegeniiber der Meldebehérde ein berechtigtes Interesse
glaubhaft nachgewiesen, kann auch eine erweiterte Melderegisterauskunft (z.B. Geburtsdatum, Familienstand,
Staatsangehdorigkeit usw.) erteilt werden (§ 45 BMG).

Auskunftssperre zum Schutz von Leben und Gesundheit

In besonders begriindeten Fallen, in denen durch die Erteilung einer Melderegisterauskunft eine Gefahr fiir Leben, Gesundheit,
personliche Freiheit oder ahnliche schutzwiirdige Interessen erwachsen wiirde, kdnnen Betroffene bei der Meldebehdrde eine
Auskunftssperre gem. § 51 Abs. 1 BMG beantragen. Die schutzwiirdigen Belange sind von Betroffenen in einem
formlosen Antrag zu begriinden und gegentiber der Meldebehd&rde persdnlich glaubhaft zu machen und entsprechende
Nachweise (Polizeiprotokolle, Anzeigen, Gerichtsurteile u. &.) sind zwingend beizubringen.

Die Auskunftssperre wird auf zwei Jahre befristet. Eine Verlangerung ist nach erneuter Antragstellung und Prifung méglich.
Mit diesen Hinweisen sollten Sie liber die gesetzlichen Vorschriften zum Antrag auf Einrichtung einer
Auskunftsssperre bzw. zum Widerspruchsrecht hingewiesen werden. Da gerade in diesem Bereich individuelle Griinde

eine besondere Bedeutung haben, ist die Meldebehérde gern bereit, Sie auf Ihren Einzelfall bezogen zu
beraten.

Ihr Burgerburo der Stadt Schénebeck (Elbe)

Copyright LH Magdeburg Biirgerservice / Leonhardt / 30.10.2015 / IKISS 18077 Drucken


http://www.magdeburg.de/buergerservice

	Landeshauptstadt Magdeburg
	Hinweis zur Beantragung einer Auskunfts- bzw. Übermittlungssperre
	Sehr geehrte Bürgerin, sehr geehrter Bürger,


	Copyright am: 
	drucken1: 


